[image: image1.jpg]Gemeindetag

Baden-Wiirttemberg



[image: image1.jpg]


Pressesprecherin:



Kristina Fabijancic-Müller



Telefon +49 711/22572-34



kristina.fabijancic-mueller@gemeindetag-bw.de


Regionale Schulentwicklungsplanung endlich in die Praxis umsetzen 
Gemeindetagsmitglieder äußern gegenüber Kultusminister Stoch ihre Verärgerung über das Verfahren zur Genehmigung von Gemeinschaftsschulen.   
Stuttgart.   Klare und sachliche Worte der Kritik zum bisherigen Verfahren bei der Genehmigung von Gemeinschaftsschulen vernahm der neue Kultusminister Andreas Stoch in der gestrigen Sitzung des Kultur-, Jugend und Sportausschusses des Gemeindetags. Denn auch die Verfahren bei der jüngsten Genehmigungsrunde der Gemeinschaftsschulen Anfang Februar ließen aus kommunaler Sicht in einigen Fällen zu wünschen übrig. Aus Mitgliedsstädten und -gemeinden des größten kommunalen Landesverbands berichten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, dass entgegen der Aussagen des Kultusministeriums die Verfahren weder transparent waren, noch am Ende ein Konsens erzielt wurde. 
Bisher herrschte im Kultusministerium Diskrepanz zwischen Worten und Taten 

„Wir sind durchaus daran interessiert, die Bildungsangebote im Land weiterzuentwickeln“ erklärte Gemeindetagspräsident Roger Kehle. „Aber wir erwarten von den Verantwortlichen im Kultusministerium, dass sie nicht nur mit den kommunalen Vertretern über regionale Schulentwicklungsplanung diskutieren, sondern die gemeinsamen Verhandlungsergebnisse auch in die Praxis umsetzen.“ In den vergangenen eineinhalb Jahren habe insbesondere das Fehlen von transparenten Verfahrensregeln bei der Schulentwicklungsplanung zu viel Unmut zwischen Städten und Gemeinden geführt. Dabei hatte der Gemeindetag Baden-Württemberg seit der Regierungsübernahme durch Grün-Rot einen „regionalen Konsens“ gefordert, der für eine geregelte und für alle Beteiligten nachvollziehbare Schulentwicklungsplanung sorgt. 

Zukünftige Schulentwicklung soll vor Ort und im Dialog geplant werden

Die Ausführungen des Kultusministers zu der zukünftigen Ausrichtung der Schulpolitik wurden von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeister positiv aufgenommen. Er betonte, dass ihm sehr wichtig sei, dass die regionale Schulentwicklungsplanung, wie er sie in Zukunft vorsehe, vor Ort und im Dialog mit den betroffenen Schulträgern und Bürgerinnen und Bürgern stattfinde und nicht aus dem „Raumschiff“ in Stuttgart entwickelt werde. Die staatlichen Schulämter sollen in diesem Verfahren beraten und moderieren. 
Ausdrücklich begrüßt haben die Ausschussmitglieder darüber hinaus die Aussage von Kultusminister Stoch, sich im Kabinett dafür einzusetzen, dass bei der Mindestschülerzahl, die für die Genehmigung von Gemeinschaftsschulen vorgesehen ist, die örtlichen Begebenheiten eine Rolle spielen. Er könne sich die Zahl 40 weiterhin als Orientierung vorstellen. Wenn aber eine Schule eine stabile Zweizügigkeit vorweisen könne, müsse sie unter bestimmten örtlichen Bedingungen ebenfalls eine Chance haben, Gemeinschaftsschule zu werden. 
Kommunen werden Kultusminister Stoch daran messen, ob er seine Ankündigungen in die Tat umsetzt
Über das Ziel der regionalen Schulentwicklungsplanung waren sich die Kommunalvertreter und Kultusminister einig. Sie dürfe unter den Städten und Gemeinden keine Sieger und Verlierer produzieren. Vielmehr solle in jeder Region eine Schullandschaft entstehen, in der die Kinder und Jugendlichen optimale Bildungschancen haben. „Dieses gemeinsame Ziel erreichen wir dann, wenn Städte und Gemeinden offen und transparent untereinander absprechen können, wer welchen Baustein für diese Bildungslandschaft anbietet“, so Kehle. Er machte deutlich, dass die Vertreter von Städten und Gemeinden Kultusminister Stoch in Zukunft daran messen werden, inwieweit er die angekündigten Verbesserungen in der Schulentwicklungsplanung umsetzen werde. 
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